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MÜNDLICHE ANFRAGE H-0711/03
für die Fragestunde während der November-Tagung 2003
gemäß Artikel 43 der Geschäftsordnung
von Efstratios Korakas
an die Kommission

Betrifft:Verletzung der sozialen und Bürgerrechte in Lettland und Estland

In Lettland und Estland, wo jeweils 45 bzw. 35% der Bevölkerung russisch-sprachig sind, werden 
eklatante Verletzungen der grundlegenden Bürgerrechte beobachtet. Vor allem wird den russisch-
sprachigen Bürger das Recht aberkannt, die Staatsbürgerschaft des Landes anzunehmen, in dem sie 
und ihre Vorfahren geboren sind - bzw. lange Jahrzehnte gelebt haben -, auch wenn alle diese 
Staatsbürgerschaft wünschen. Damit wird diesen Bürgern auch die Möglichkeit genommen, am 
politischen Geschehen des Landes teilzuhaben. Als  Mittel bzw. Vorwand für die Verweigerung 
dieses Grundrechts dient die Vorbedingung, dass geradezu erniedrigende und extrem schwierige 
spezielle Prüfungen abgelegt werden müssen, die sich auf Kenntnisse der Sprache, der Verfassung 
und der Geschichte des Landes, wie sie von der Führung verstanden wird, erstrecken. Die 
kommunistischen Parteien sind in den baltischen Staaten verboten, und ihre Führer werden aufgrund 
konstruierter Anklagen strafrechtlich verfolgt. Die litauischen kommunistischen Führer Mykolas 
Burokevicius und Juozas Kuolelis sind aufgrund solcher Anklagen und aufgrund eines Gesetzes, das 
lange nach ihrer Inhaftierung verabschiedet wurde, heute bereits seit zehn Jahren in Haft. In Estland 
ist es verboten, sich als Kandidat einer Koalitionspartei an den Wahlen (auch an den Europawahlen) 
zu beteiligen, und um eine Partei-Koalition zu bilden, sind tausend Mitgliedsnamen nötig.

Billigt die Kommission diese Tatsachen und hält sie sie für vereinbar mit den sozialen Rechten und 
den Bürgerrechten - und zwar unabhängig von der persönlichen Meinung von Günter Verheugen - 
und wenn nicht, wie wird sie reagieren? 
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